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Handelszeitung online 13.6.2023  
«Vergesst die Credit Suisse!»
Die Credit Suisse als Marke ist der-
art beschädigt, dass sie wirklich 
verschwinden muss. Falls der 
Schweiz-Teil weiterbestehen sollte, 
müsste er einen neuen Namen 
 bekommen, wie seinerzeit die Neue 
Aargauer Bank – halt eben «die 
Neue Schweizer Volksbank». So 
blöd wäre das nicht.
HZ-Benutzername: Roberto242

Handelszeitung online 15.6.2023  
«Bei der Migros Zürich kommt es 
bald zur Stabsübergabe»
Jürg Blunschi hat für die Migros viel 
Erfreuliches, leider aber auch eini-

ges Unerfreuliches getan.  Das Ge-
schäft mit der Basis (Supermärkte, 
mittlere und kleine Filialen) war 
und ist bis heute nicht  erfolgreich. 
Die Genossenschaft Migros Zürich 
schreibt zwar «gute Umsätze» – sie 
schreibt aber Verluste. Das Geschäft 
mit Fitness hätte besser ausgehen 
können. Ob Tegut und Alnatura 
 kluge Entscheide  waren, bleibt 
 abzuwarten. Ob sich einzelne In-
vestitionen erfolgreich zeigen, ist 
offen. Dass sich die Migros nun 
endlich organisationsmässig, mar-
keting-/einkaufsmässig und auch 
informatik-/logistikmässig NEU 
ausrichten muss, ist klar.
Wil Vonier

Handelszeitung online 10.6.2023  
«Das ist Putins Netz in der Schweiz»
Ich finde es gut, dass das Netz  
von Putin, vom Kriegsverbrecher, 
unter Druck kommt. Das, was in 
Russland passiert und warum  
der Krieg ausgebrochen ist, ist  
als Strategie im KGB-Handbuch 
beschrieben.
HZ-Benutzername: hwys

Kaum etwas unterstreicht die 
 globale Machtprojektion der USA 
so deutlich wie die Sanktionslisten 
gegen einzelne Firmen und Perso-
nen und die daraus entstehenden 
Wirkungen.
Beat Habegger

DIALOG IMPRESSUM

 Ihre Meinung ist uns wichtig. Wir freuen uns über Kritik, Lob und Anregungen über folgende Kanäle:
E-Mail: redaktion@handelszeitung.ch Twitter: twitter.com/handelszeitung Facebook: facebook.com/handelszeitung
Online: Posten Sie Ihre Meinung auf www.handelszeitung.ch unter einen Artikel

Redaktion Flurstrasse 55, 8021 Zürich,  
Telefon 058 269 22 80  
E-Mail: redaktion@handelszeitung.ch, 
www.handelszeitung.ch 
Verlag Flurstrasse 55, 8021 Zürich,  
Telefon 058 269 22 20 
E-Mail: verlag@handelszeitung.ch  
Herausgeberin Ringier Axel Springer 
Schweiz AG 
Bekanntgabe von namhaften  
Beteiligungen im Sinne von Art. 322 StGB:  
GRYPS AG
Chefredaktor  
Markus Diem Meier (mdm)
Stv. Chefredaktoren Holger Alich (ali), 
Tim Höfinghoff (tim), Marcel Speiser (spm) 
Mitglied der Chefredaktion  
Harry Büsser (Leitung Invest/hb) 
Redaktion 
Unternehmen/Politik: Michael Heim  
(Leitung/hec), Seraina Gross  
(stv. Leitung/rai), Marc Bürgi (mbü), 
 Bernhard Fischer (fib), Andreas Güntert 
(ag), Gabriel Knupfer (gku),  
Andreas Valda (val) 
Management: Stefan Mair (Leitung/stm), 
Tina Fischer (fit) 
Invest: Harry Büsser (Leitung/hb),  
Carmen Schirm-Gasser (scc),  
Patrick Herger (prh),  

Internationale Wirtschaft:  
Peter Rohner (Chefökonom/rop),  
Fabienne Kinzelmann (kin)
Autor, redaktionelle Projekte:  
Stefan Barmettler (bar)
Volontariat: Lena Madonna (mdl) 
Specials: Eckhard Baschek (Co-Leiter/eb), 
Florian Fels (Co-Leiter/ff)
Korrespondent Bundeshaus  
Andreas Valda (val)
Leiter Strategieprojekte-Management/
Innovation Stefan Mair
Channel-Management  
Dominic Benz (Leitung/dob),  
Michael Hotz (mth), Olivia Ruffiner (rul)
Social-Media-Redaktion Lukas Borner 
 Ständige  Mitarbeitende  
Kurt Bahnmüller (kb), Gisbert L. Brunner 
(glb), Andrea Caprez (Illustrator),  
Brigitta  Garcia Lopez  (Illustratorin),  
Fredy Gilgen (fg),  Constantin Gillies (cg), 
Fredy Hämmerli (fh), Sira Huwiler-Flamm 
(huw), Pirmin Schilliger (ps),  
Silvan Wegmann (Karikaturist),   
Kurt Speck (spe), Daniel Tschudy (dts)   
Sekretariat Yvonne Paul  
Layout Julie Body (Creative Director/ 
Leitung), Mario Imondi (stv. AD), 
Jürg von Arb, Tessy Ruppert (Infografik) 
Bildredaktion Andreas Wilhelm (Leitung)

 Korrektorat Susanne Scherrer (Leitung),  
Cordula Hawes-Bilger (stv. Leitung),  
Sonja Brunschwiler, Carsten Stütz   
Leitung Wirtschaftsmedien  
Michael Moersch
Produktmarketing
Nicole Marquez
Vermarktung Ringier Advertising,  
Flurstrasse 55, Postfach, 8021 Zürich,   
salesservices@ringier.ch, Anzeigenpreise 
und AGB: www.ringier-advertising.ch  
Managing Director: Thomas Passen 
Head of Sales Wirtschaftsmedien:  
Thierry Hansen 
Media Service Print: Michael Germann 
Abonnemente 1-Jahres-Abo Schweiz:  
Fr. 290.– (inkl. Porto und MwSt.),  Europa:  
Fr. 385.– (inkl.  Porto);  Halbjahres-Abo 
Schweiz: Fr. 160.– (inkl. Porto und MwSt.), 
Europa: Fr. 207.50 (inkl. Porto).  
 Einzelverkaufspreis: Fr. 5.50;  
Erscheinung  wöchentlich (Donnerstag)/ 
50 Ausgaben. 
Kundenserviceportal  
shop.handelszeitung.ch/kundenservice, 
Telefon 058 269 25 05, E-Mail:  
kundenservice@handelszeitung.ch 
Druck DZZ Druckzentrum Zürich AG

Wohnraumfonds

Künstliche Intelligenz

Falsche Richtung

Ein Risiko für die Demokratie

Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger der 
Stadt Zürich haben vergangenen Sonntag 
einen gigantischen Betrag abgenickt: 300 

Millionen Franken. 66 Prozent der Bevölkerung 
haben zu einem neuen städtischen Wohnraum-
fonds Ja gesagt. Der neue Fonds soll gemeinnützi-
ges Wohnen fördern. Das heisst, neu geschaffener 
Wohnraum soll zur Kostenmiete angeboten wer-
den, ohne Gewinnabsichten. Mit den 300 Millio-
nen Franken kann die Stadt Zürich künftig Genos-
senschaften, gemeinnützigen Stiftungen und sich 
selbst den Kauf von Land oder Wohnungen ver-
günstigen. Eine Entwicklung, die auch ausserhalb 
Zürichs Schule machen könnte. 

Es ist unbestritten, dass es angesichts steigender 
Mietpreise für immer mehr Menschen schwierig 
wird, eine Wohnung zu finden. Doch ein Wohn-
raumfonds ist nicht das geeignete Mittel zur Be-
kämpfung von Wohnungsnot. Es dürfte wohl dar-
an liegen, dass viele Menschen gerne in einer Ge-
nossenschaftswohnung leben würden, weshalb sie 
der Vorlage zugestimmt haben. Doch bislang pro-
fitieren davon oft die Falschen und nicht die, die 
darauf angewiesen wären – also finanziell schlecht 

gestellte Familien, Seniorinnen und Studenten. 
Denn: Genossenschaften und Stiftungen müssen 
keine Einkommens- oder Vermögensobergrenze 
für ihre Mieterinnen und Mieter festlegen. Zahl-
reiche Genossenschaften forcieren eine hetero-
gene Mieterschaft, in der selbst Banker, Ärztinnen 
oder Selbstständige günstig wohnen dürfen.

Oder erinnern wir uns an die Farce um die Verga-
be städtischer Wohnungen in der Hornbach-Sied-
lung. An bester Lage, im Zürcher Seefeld, kamen 

2020 über 150 städtische Wohnungen auf den 
Markt. Eine 4,5-Zimmer-Wohnung kostet dort zwi-
schen 1580 und 1739 Franken. 10 500 Interessen-
ten bewarben sich dafür. Das Los entschied 
schlussendlich, wer eine der Traum-Wohnungen 
zur Schnäppchen-Miete bekam. 

Staatliche Akteure bei Ausschreibungen erhöhen 
den Druck auf den Markt. Mit dem Effekt, dass 
Wohnen teurer wird. Vergangenes Jahr sicherte 
sich die Stadt sechs Liegenschaften und Grund-
stücke für 70 Millionen Franken. Eine kleine Min-
derheit profitiert. Der Rest der Bevölkerung be-
zahlt mit seinen Steuern. 

Was es braucht, ist neuer Wohnraum. Doch der 
entsteht nicht durch einen Wohnraumfonds. Mit 
solch einem Fonds entsteht nur Wohnraum, der 
sowieso gebaut worden wäre, er wird einfach 
staatlich vergünstigt. Hingegen würden mit einem 
deutlich gesteigerten Angebot die Preise sinken. 
Das Problem daran: Der Staat verhindert das Bau-
en zunehmend mit immer mehr Vorschriften. Es 
braucht daher nicht noch mehr städtisches Geld 
auf dem Wohnungsmarkt, sondern weniger.

K ünstliche Intelligenz (KI) macht es 
möglich, in nie gekannten Dimensio-
nen Falschnachrichten zu verbreiten. 
Vor allem der US-Präsidentschafts-
wahlkampf 2024 könnte zur Material-

schlacht für Sprachroboter werden. Erstmals in 
der Geschichte der Demokratie gibt es eine Tech-
nologie, die jede wählende Person passgenau an-
spricht. Und zwar mit Botschaften, die sie am 
meisten bewegen, und in genau dem Sprachstil, 
den sie bevorzugt. Früher arbeiteten Markt- und 
Meinungsforscher Zielgruppen für eine Partei 
oder eine Kandidatin heraus. Heute gilt: n=1 – die 
Zielgruppe ist nicht mehr grösser als eine einzelne 
Person.

Es kommen drei Faktoren hinzu, die das zum Pro-
blem machen. Erstens: Menschen wählen mehr 
aufgrund von Emotionen als auf Basis sachlich-
abwägender Analysen. Wer Emotionen für sich ge-
winnt, gewinnt Wahlen. Doch Emotionen – das 
zeigen zahlreiche Untersuchungen – hängen nicht 
vom Wahrheitsgehalt einer Botschaft ab. Falsch-
nachrichten erregen im Schnitt sechsmal mehr 
Aufmerksamkeit als die Wahrheit und werden 
vielfach häufiger in Netzwerken geteilt.

Warum? Weil Fake News überraschender erschei-
nen als die Wahrheit. Die Wahrheit liegt oft im 
Rahmen des Erwartbaren, Lügen hingegen kön-
nen den Erwartungshorizont sprengen und Ins-
tant-Gefühle wie Wut, Zorn, Hass oder Angst er-
zeugen. Je überraschender eine Behauptung, des-
to grösser die Wahrscheinlichkeit, dass sie ein 
grelles Gefühl hervorruft.

Künstliche Intelligenz, einmal auf diesen Effekt 
trainiert, kann genau jene Lügen fabrizieren, die 

maximale emotionale Energie freisetzen. Nach 
Aussage des Chat-GPT-Erfinders Sam Altman kos-
tet ein Dialog mit seinem Bot etwa 2 US-Cent. Für 
wenige Cent kann man der Wählerin also Angst 
und Schrecken vor dem politischen Gegner einja-
gen. Für eine einzige Dollar-Million Wahlkampf-
spende erreicht man mit agitierenden, personali-
sierten Botschaften fünfzig Millionen Menschen. 

Faktor Nummer zwei: Gegenwehr durch Wahr-
heitsfilter ist kaum möglich. Man fängt die Bot-
schaft nicht ab, bevor sie die Empfängerin erreicht. 

Entlarvt man die Lüge hinterher, gleicht das dem 
Versuch, Zahnpasta zurück in die Tube drücken. 

Faktor Nummer drei: Klassische Medien suchen 
zwar meist nach Wahrheit, durchlaufen aber eine 
jahrzehntelange Schwächeperiode mit unsiche-
rem Ausgang. In den USA ist die Zahl der Journa-
listinnen und Journalisten in den vergangenen 
zwanzig Jahren auf einen Drittel gesunken.

Die Werbeumsätze der Medien sind seit dem Jahr 
2000 auf einen Fünftel eingebrochen, während der 
Verkauf von Abonnements durch die digitale 
Transformation allenfalls stabil geblieben, in den 
meisten Fällen aber ebenfalls gesunken ist. Redak-
toren in US-Zeitungen verdienen heute 50 Prozent 
weniger als ihre Kolleginnen und Kollegen in Ra-
dio und Fernsehen – und nur einen Drittel des Ge-
halts verdienen sie bei Streaming-Diensten wie 
Netflix. Die Vierte Gewalt ist geschwächt; das Kor-
rektiv unterfinanziert. 

So wie Kennedy einst gegen Nixon gewann, weil er 
das neue Medium Fernsehen besser verstand, und 
Obama gegen McCain, weil er Social Media und 
Spendensammeln im Netz schneller begriff, so 
wird 2024 womöglich jener Kandidat gewinnen, 
der künstliche Intelligenz am geschicktesten für 
seine Zwecke einsetzt. Trotz mehrerer Strafverfah-
ren könnte dies Donald Trump sein. 

Wie liesse sich der Missbrauch von künstlicher In-
telligenz zur Beeinflussung von Wahlen bekämp-
fen? Gegenwärtig nur durch Aufklärung und För-
derung des kritischen Verstands beim Publikum. 

REINER EICHENBERGER

D as gerade angenommene «Klimaschutzge-
setz» bringt knallharte Ziele ohne wirksame 
Massnahmen und bedient den «klimain-

dustriellen Komplex» auf Kosten künftiger Steuer-
zahlerinnen und -zahler. Weshalb nur hat das Volk 
zugestimmt? Viele glaubten wohl der Regierung 
und Parlamentsmehrheit, die behaupteten, die 
Vorlage sei alternativlos und bewirke kaum Kos-
ten. Ähnlich absurd läuft es heute etwa in der Eu-
ropa-, Verkehrs-, Altersvorsorge- und Gesund-
heitspolitik. Was also tun?

«Alternativlos» heisst undemokratisch. Denn De-
mokratie bedeutet, dass die Bürgerinnen und Bür-
ger zwischen zwei realistischen Alternativen wäh-
len können. Deshalb brauchen wir realistische Al-
ternativen zu den Vorlagen des Parlamentes. 
Dafür sollten wir auf Bundesebene und in den 
Kantonen unabhängige, volksgewählte Gegenvor-
schlagskommissionen einrichten. Diese haben 
den Auftrag, Parlamentsbeschlüsse und Abstim-
mungsvorlagen auf ihre finanziellen Auswirkun-
gen und ihre Effektivität zu überprüfen und allen-
falls Gegenvorschläge zu Abstimmungsvorlagen 
zuhanden des Volkes zu formulieren. 

Die fünf bis sieben Mitglieder der Gegenvor-
schlagskommission sollten vom Volk mit dem Ma-
jorzverfahren in einem gesamtschweizerischen 
Wahlkreis gewählt werden. Das garantiert, dass sie 
sich um die Gesamtinteressen kümmern, die 
Kommission parteilich breit zusammengesetzt ist 
und sie stets konstruktiv bleibt. Sie würde eine 
bürgernähere Position als die meisten Parlamen-
tarier und Parlamentarierinnen vertreten. Die Ge-
genvorschlagskommission hätte auch einen über 
Volksinitiativen hinausgehenden Einfluss, weil sie 
sofort auf schlechte Vorlagen des Parlaments re-
agieren könnte und nicht wie Initiativen an die 
Einheit der Materie gebunden wäre. Verwandte 
Kommissionen existieren in den Gemeinden mit 
Gemeindeversammlung, wo sie als volksgewählte 
Rechnungs- und Geschäftsprüfungskommissio-
nen eine sehr fruchtbare Rolle spielen. Natürlich 
müsste eine eidgenössische Gegenvorschlags-
kommission über einige leistungsfähige, qualifi-
zierte Mitarbeitende verfügen, würde also durch-
aus etwas kosten. 

Dank ihrem Beitrag zur Verbesserung der Politik 
würde sich der Einsatz aber mehr als lohnen. 
Denn nur schon die Angst des Parlaments davor, 
dass die Gegenvorschlagskommission einen bes-
seren Vorschlag macht, würde es davon abhalten, 
dem Volk so unbefriedigende Vorlagen wie das 
Klimaschutzgesetz, das CO₂-Gesetz oder die letz-
ten Vorlagen zur Altersvorsorge vorzulegen. 

«Alternativlos» ist 
undemokratisch

Reiner Eichenberger
Professor für Finanz- und Wirtschaftspolitik  

an der Universität Freiburg
Christoph Keese

Technologie-Experte und Unternehmer

Carmen Schirm-Gasser
Redaktorin Invest 
«Handelszeitung»

Gegenwärtig hilft nur 
Aufklärung und ein 
kritischer Verstand.

Reiner Eichenberger ist regelmässig Kolumnist der 
 «Handelszeitung». Die in den Kolumnen vertretenen  
Ansichten können von jenen der Redaktion abweichen.

Christoph Keese ist Präsident von World.Minds, Buchautor und 
regelmässiger Kolumnist der «Handelszeitung».

Klimaschutz


